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Geleitwort



Grundsätzlich müssen alle Kaufleute deutschen Rechts einen Jahresabschluss nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB) erstellen. Zu den Kaufleuten gehören nicht nur Einzelkaufleute i. S. d. §§ 1 - 3 HGB, sondern auch alle Handelsgesellschaften (Personenhandelsgesellschaften und Kapitalgesellschaften) i. S. d. § 6 HGB sowie Genossenschaften nach dem Genossenschaftsgesetz. Damit unterliegt ein großer Teil aller in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen Unternehmen der Pflicht zur Erstellung eines Jahresabschlusses nach den Vorschriften des HGB. Hierbei haben sie über eine Vielzahl vom Gesetzgeber ausdrücklich eingeräumter Wahlrechte sowie eine große Zahl von Ermessensspielräumen zu entscheiden.


Je nach Ausübung der Wahlrechte und Ermessensspielräume (Aktionsparameter) entsteht ein unterschiedliches Bild oder auch Zerrbild der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens. In Kenntnis dieses Zusammenhangs ist es für die Unternehmen naheliegend, die von ihnen erkannten Aktionsparameter zielgerichtet einzusetzen. Dieser zielgerichtete Einsatz von sich bei der Erstellung des Jahresabschlusses ergebenden Aktionsparametern wird als Jahresabschlusspolitik bezeichnet.


Mit dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) aus dem Jahre 2009 hat der Gesetzgeber die in dem Dritten Buch des HGB befindlichen Rechtsnormen zur Erstellung eines Jahresabschlusses in erheblichem Umfang geändert. Ziel der Verfasserin des vorliegenden Buches ist es, auf der Grundlage des geänderten Rechts




	Wahlrechte und Ermessensspielräume bei der Erstellung eines Jahresabschlusses herauszuarbeiten,


	sinnvolle Ziele der Jahresabschlusspolitik zu formulieren und


	den zielgerichteten Einsatz der von ihr herausgearbeiteten Aktionsparameter zu untersuchen.





Diese Aufgaben sind der entscheidungsorientierten Betriebswirtschaftslehre und damit einem Kernbereich der Betriebswirtschaftslehre zuzurechnen. Normative Ausführungen sind hingegen ebenso wenig Gegenstand der Untersuchung wie empirische.


Auf der Grundlage des neuen Rechts gibt es inzwischen zwar eine Vielzahl von Fachbeiträgen zu einzelnen Problemen der Jahresabschlusspolitik, umfassende Analysen hingegen sind bis heute selten. Unter diesen Umständen ist es bereits vom Ansatz her ein Verdienst der Verfasserin, eine umfassende Analyse in Angriff zu nehmen.


In ihrer Untersuchung setzt sich Frau Krüger sehr sorgfältig und kritisch mit der einschlägigen Literatur auseinander. Darüber hinaus entwickelt sie eine Vielzahl eigenständiger Ideen. Es ist zu hoffen, dass diese die künftige wissenschaftliche Diskussion beeinflussen werden. Insgesamt hat Frau Krüger mit ihrer Arbeit einen wertvollen Beitrag zur wissenschaftlichen Forschung geleistet. Der Arbeit ist deshalb eine möglichst weite Verbreitung zu wünschen.


Univ.-Prof. Dr. Dieter Schneeloch
Steuerberater
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Kapitel 1: Einleitung



1  Die Bedeutung der Jahresabschlusspolitik für deutsche Unternehmen


„Solange es eine Rechenschaftslegung an externe Personen über einen Jahresabschluss gibt, wird es auch eine damit korrespondierende Bilanzpolitik geben.“1


Jahresabschlusspolitik als „(…) bewusste Gestaltung des Jahresabschlusses durch die Ausübung von Aktionsparametern zu dem Zweck, bestimmte unternehmenspolitische Ziele zu erreichen“2 ist stets aktuell. Auch hinsichtlich der Zahl der Unternehmen, für die Jahresabschlusspolitik relevant ist, sind grundsätzlich keine Einschränkungen - auch nicht durch die Rechtsform und die Unternehmensgröße - zu erkennen3. Das Thema Jahresabschlusspolitik ist somit von erheblicher Bedeutung.


Dies ist insbesondere damit zu begründen, dass der Jahresabschluss als Instrument der externen Rechnungslegung4 eine wichtige Informationsquelle für eine Vielzahl von Adressaten in Bezug auf die wirtschaftliche Situation eines Unternehmens darstellt5.


Ein Unternehmen muss grundsätzlich im Rahmen der Erstellung des Jahresabschlusses festlegen, in welcher Weise das tatsächliche betriebliche Geschehen des abgelaufenen Geschäftsjahres im Jahresabschluss abgebildet werden soll. Das Ergebnis dieser Abwägung spiegelt sich in entsprechenden Bilanzierungs- und Bewertungsentscheidungen. Diese sind bestimmend dafür, wie ein Unternehmen von externen Bilanzlesern wahrgenommen wird. Sie beeinflussen mithin seine Außenwirkung im Allgemeinen sowie hinsichtlich der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage im Speziellen. Das Bestreben eines Unternehmens muss es daher sein, die Darstellung in einer möglichst zieladäquaten Weise vorzunehmen. Dabei kann das Spektrum hinsichtlich des Umfangs jahresabschlusspolitischer Maßnahmen weit gefasst sein. So ist zum einen eine unbewusste Vornahme, beispielsweise wenn vordergründig die Absicht besteht, möglichst einheitlich in Handels- und Steuerbilanz vorzugehen, denkbar6. Zum anderen kann eine bewusste und umfassende Beeinflussung angestrebt werden. Dies unterstreicht die generelle Bedeutung jahresabschlusspolitischer Überlegungen.


Weiterhin können auch aktuelle Anlässe gegeben sein, ein bestimmtes Bild der wirtschaftlichen Lage zeichnen zu wollen. So sind Kreditinstitute als Adressaten des Jahresabschlusses zu nennen, da sie im Rahmen einer Darlehensentscheidung regelmäßig den Jahresabschluss eines Unternehmens als Grundlage der Bonitätsbeurteilung heranziehen7. Ein Unternehmen wird in dieser Situation bestrebt sein, seine wirtschaftliche Lage möglichst positiv darzustellen, um die Kreditverhandlungen in seinem Sinne führen zu können. Die Jahresabschlusspolitik wird dabei aktiv in den Dienst gestellt, ein bestimmtes übergeordnetes unternehmenspolitisches Ziel zu unterstützen8.


Die Grundlage der handelsrechtlichen Rechungslegung bildet das Dritte Buch des HGB, welches durch das Bilanzrichtlinien-Gesetz (BiRiLiG) vom 19.12.19859 im Rahmen der Umsetzung der Vierten EG-Richtlinie10 in das Handelsgesetzbuch eingefügt wurde.


Die letzte umfassende Reform dieser Vorschriften fand mit dem Inkrafttreten des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) am 29.5.200911 ihren Abschluss. Als wesentliche Zielsetzung des BilMoG ist zum einen die Sicherstellung der dauerhaften Relevanz der deutschen Rechnungslegungsnormen für alle Unternehmen zu nennen. Zum anderen sollte eine Verringerung von Ansatz-, Ausweis- sowie Bewertungswahlrechten vorgenommen werden12. Dies erfolgte beispielsweise durch die Neugestaltung des § 253 Abs. 5 HGB. Nunmehr bestimmt diese Vorschrift, dass eine Zuschreibung verpflichtend vorzunehmen ist, wenn die Gründe, die zu der vorausgegangenen außerplanmäßigen Abschreibung geführt haben, nicht mehr bestehen13. Vor Inkrafttreten des BilMoG bestand diesbezüglich ein Wahlrecht. Festzustellen ist, dass auch neue Wahlrechte geschaffen wurden. Stellvertretend sei die Bilanzierung selbst geschaffener immaterieller Vermögensgegenstände des Anlagevermögens nach § 248 Abs. 2 HGB n. F. genannt14.


Neben diesen explizit vom Gesetzgeber eingeräumten Wahlrechten enthalten die handelsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften eine Vielzahl von Ermessensspielräumen15, denen sich der Bilanzierende zur Verfolgung seiner jahresabschlusspolitischen Zielsetzungen bedienen kann.


Insgesamt ist mithin festzustellen, dass aufgrund der erheblichen Bedeutung der Jahresabschlusspolitik die Ableitung von Aktionsparametern und Handlungsempfehlungen für ihren zielgerichteten Einsatz geboten ist.


2  Zielsetzungen und Abgrenzung des Untersuchungsgegenstands


Um erfolgreich Jahresabschlusspolitik betreiben zu können, sind zum einen Klarheit hinsichtlich der verfolgten Ziele und zum anderen Kenntnisse in Bezug auf das zur Verfügung stehende Instrumentarium und dessen Wirkungen unverzichtbar16.


Ziel der folgenden Arbeit ist es daher, zu untersuchen, welche jahresabschlusspolitischen Aktionsparameter Unternehmen bei der Erstellung ihres handelsrechtlichen Einzelabschlusses zur Verfügung stehen und wie diese zur Verfolgung ihrer jahresabschlusspolitischen Zielsetzungen eingesetzt werden können. Darüber hinaus erfolgt eine Beurteilung dieser Aktionsparameter hinsichtlich verschiedener Kriterien bezüglich der Eignung ihres Einsatzes.


Im Zentrum der Arbeit stehen Aktionsparameter, die der handelsrechtlichen Bilanzierung von Vermögensgegenständen und Schulden zuzurechnen sind sowie solche, die bei deren Bewertung entstehen17. Darüber hinaus werden auch Aktionsparameter der Steuerbilanzpolitik untersucht, die ebenso Wirkungen auf den handelsrechtlichen Jahresabschluss entfalten18. Anhangangaben sind insoweit Bestandteil der Untersuchung, wie sie Einfluss auf den zielgerichteten Einsatz der Aktionsparameter haben können. Das gleiche gilt ggf. für den Lagebericht19.


Die Arbeit fokussiert auf die Untersuchung von Sachverhaltsabbildungen, d. h. die Darstellung des tatsächlichen betrieblichen Geschehens20.


Grundsätzlich stellt diese Untersuchung auf jahresabschlusspolitische Maßnahmen hinsichtlich eines Bilanzstichtages ab. Sie ist insofern als einperiodig zu bezeichnen. Wo dies in Einzelfällen sinnvoll oder notwendig ist, wird die Betrachtung auf weitere Perioden erweitert. So wird ein solcher Ausblick im Rahmen der Darstellung des zielgerichteten Einsatzes der Aktionsparameter bei der Bewertung von Vermögensgegenständen zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten gegeben, bei dem gezeigt wird, dass die gewünschte Wirkung auf bestimmte Subziele auch in den Folgeperioden erreicht wird21. Des Weiteren können beispielsweise durch das entwickelte Auswahlkriterium der Stetigkeit Tendenzaussagen in Bezug auf die Auswirkungen jahresabschlusspolitischer Maßnahmen auf folgende Abschlussstichtage getroffen werden. Weiterhin ist festzustellen, dass auch prinzipiell einperiodig angelegte jahresabschlusspolitische Maßnahmen mehrperiodig nutzbar sein können. So dürfte es regelmäßig sinnvoll sein, im aktuellen Jahresabschluss eine eher ungünstigere Darstellung der wirtschaftlichen Lage eines Unternehmens anzustreben, um dadurch für einen oder mehrere zukünftige Jahresabschlüsse jahresabschlusspolitisches Potential vorzuhalten.


Eingrenzungen auf bestimmte Rechtsformen oder Unternehmensgrößen werden aufgrund der Relevanz dieser Untersuchung für den Großteil der deutschen Unternehmen nicht vorgenommen. Vielmehr finden bestehende rechtsform- und größenspezifische Gegebenheiten sowohl im Rahmen der Analyse, als auch bei der Darstellung und der Beurteilung des zielgerichteten Einsatzes der Aktionsparameter Berücksichtigung.


 



3  Gang der Untersuchung



Das sich an diese Einleitung anschließende Kapitel 2 enthält die Darstellung der für die Untersuchung relevanten Grundlagen. Hierzu werden in Gliederungspunkt 1 zunächst jene in Bezug auf den Jahresabschluss herausgearbeitet. In einem ersten Schritt werden Begriffsbestimmungen vorgenommen und einschlägige Rechtsvorschriften eingeführt. Anschließend wird auf die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung als wichtige Eckpfeiler der handelsrechtlichen Rechnungslegung eingegangen. Es schließen sich Ausführungen zu möglichen Aufstellungsbefreiungen und -erleichterungen an. Anschließend wird das Verhältnis von Handels- und Steuerbilanz diskutiert. Der Gliederungspunkt 1 endet mit Ausführungen zu den Aufgaben sowie den Adressaten des handelsrechtlichen Jahresabschlusses.


Gegenstand des Gliederungspunktes 2 des Kapitels 2 sind die Grundlagen zur Jahresabschlusspolitik. Dies umfasst zunächst die Begriffsbestimmung. Anschließend wird eine Erläuterung möglicher und die Eingrenzung auf zu untersuchende Kategorien von Aktionsparametern vorgenommen. Darüber hinaus werden Auswahlkriterien eingeführt, anhand derer an späterer Stelle eine Beurteilung der einzelnen jahresabschlusspolitischen Aktionsparameter durchgeführt wird.


In Kapitel 3 wird das Zielsystem der Jahresabschlusspolitik dargestellt. Hierzu werden in Gliederungspunkt 1 zunächst ausführlich die Ziele der Jahresabschlusspolitik und die möglichen daraus abzuleitenden Subziele vorgestellt. Neben einer grundsätzlichen zieltheoretischen Einordnung wird auf finanz- und informationspolitische Ziele, auf sonstige Ziele der Jahresabschlusspolitik sowie auf persönliche Ziele der Unternehmensleitung eingegangen. Anschließend werden Zielbeziehungen und Handlungsempfehlungen bei Bestehen von Zielkonflikten diskutiert.


Gegenstand von Gliederungspunkt 2 des Kapitels 3 ist die Konkretisierung der Subziele. Hierzu erfolgt zunächst ihre formale Präsentation. Schließlich wird die Festlegung der in die Untersuchung einzubeziehenden Subziele vorgenommen.


Kapitel 4 beinhaltet die Analyse von jahresabschlusspolitischen Aktionsparametern. Nach einem Kapitelüberblick in Gliederungspunkt 1 werden in Gliederungspunkt 2 jahresabschlusspolitische Aktionsparameter aufgezeigt, die im Rahmen der Bilanzierung gegeben sind. Hierzu zählen insbesondere die Wahlrechte und Ermessensspielräume bei der Zuordnung von Vermögensgegenständen zum Betriebs- oder Privatvermögen, bei der Bilanzierung von selbst geschaffenen immateriellen Vermögensgegenständen des Anlagevermögens sowie von Unterschiedsbeträgen aus der Aufnahme von Verbindlichkeiten. Darüber hinaus werden die Wahlrechte und Ermessensspielräume bei der Bilanzierung von Rückstellungen und von latenten Steuern einbezogen.


Gliederungspunkt 3 des Kapitels 4 enthält die Analyse der im Rahmen der Bewertung bestehenden jahresabschlusspolitischen Aktionsparameter. Dies sind insbesondere die Ermessensspielräume bei der Zuordnung von Vermögensgegenständen zum Anlage- oder Umlaufvermögen sowie die Wahlrechte und Ermessensspielräume bei der Bestimmung der Anschaffungskosten bzw. der Herstellungskosten von Vermögensgegenständen und bei der Anwendung von Bewertungsvereinfachungsverfahren. Darüber hinaus werden diejenigen Aktionsparameter analysiert, die im Rahmen der Vornahme von Abschreibungen und der Bewertung von Rückstellungen gegeben sind sowie solche, die mit der Währungsumrechnung verbunden sind.


Eine Untersuchung hinsichtlich des Bestehens handelsbilanziell wirksamer Aktionsparameter bei der Anwendung von steuerlichen Vorschriften erfolgt in Gliederungspunkt 4 des Kapitels 4. Exemplarisch werden die Übertragung stiller Reserven bei der Veräußerung bestimmter Anlagegüter nach § 6b EStG sowie der Einsatz von Investitionsabzugsbeträgen und Sonderabschreibungen zur Förderung kleiner und mittlerer Betriebe gem. § 7g EStG vorgestellt.


Mit Kapitel 5 schließt sich die Untersuchung des zielgerichteten Einsatzes aller in Kapitel 4 aufgezeigten jahresabschlusspolitischen Aktionsparameter hinsichtlich der in Kapitel 3 definierten Subziele an. Gleichzeitig wird jeweils eine Beurteilung dieser anhand der in Kapitel 2 herausgearbeiteten Auswahlkriterien vorgenommen. Die Untersuchung folgt dabei der in Kapitel 4 eingeführten Strukturierung. So werden in Gliederungspunkt 2 zunächst die jahresabschlusspolitischen Aktionsparameter bei der Bilanzierung untersucht, bevor in Gliederungspunkt 3 diejenigen der Bewertung diskutiert werden. Schließlich werden in Gliederungspunkt 4 die handelsbilanziell wirksamen steuerbilanziellen Aktionsparameter betrachtet.


Die Untersuchung ist dem Kernbereich der Rechnungslegung zuzuordnen. Auf eine normative Betrachtung der handels- und steuerbilanziellen Vorschriften wird dabei nicht fokussiert. In ausgewählten Einzelfällen werden Fragestellungen jedoch auch aus diesem Blickwinkel betrachtet.


Mit der Zusammenfassung der Ergebnisse in Kapitel 6 endet die Arbeit.
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Kapitel 2: Grundlagen



1  Der Jahresabschluss


1.1  Begriffsbestimmung und Rechtsvorschriften


Der Jahresabschluss ist Teil des betrieblichen Rechnungswesens und stellt das Ergebnis der Finanzbuchhaltung dar22. Dabei bildet er die ökonomischen Sachverhalte in modellmäßiger und standardisierter Form ab23.


Eine vollständige Abbildung sämtlicher realer Sachverhalte kann jedoch aufgrund ihrer Vielzahl und Fülle nicht erfolgen. So kann der Jahresabschluss immer nur einen Teilausschnitt der Realität wiedergeben24.


Im Rahmen der Entscheidung, welche Sachverhalte in den Jahresabschluss einfließen und in welcher Form die Informationen dargestellt werden sollen, sind daher Vorschriften notwendig. Zu diesen, als Abbildungsregeln bezeichneten Vorgaben, zählen Abgrenzungs-, Aggregations- und Gliederungs- sowie Bewertungsregeln25.


Durch Abgrenzungsregeln wird festgelegt, was bilanziell abgebildet wird. Es geht somit um den Bilanzansatz dem Grunde nach bzw. um die Bilanzierungsfähigkeit26. Dabei ist die Frage zu beantworten, welche materiellen Kriterien vorliegen müssen, damit ein Gegenstand bilanzierbar ist und unter welchen Umständen dieser dem Unternehmen zuzuordnen ist27.


Wurde die Bilanzierungsfähigkeit festgestellt, ist im zweiten Schritt anhand der Aggregations- und Gliederungsregeln zu entscheiden, ob und zu welchen Gruppen die Bilanzierungsgegenstände zusammengefasst werden können und unter welcher Bezeichnung bzw. in welcher Reihenfolge sie aufgeführt werden sollen28.


Im dritten Schritt muss anhand von Bewertungsregeln geklärt werden, mit welchem Wert die Bilanzierungsobjekte in die Bilanz eingehen. Es ist also die Frage hinsichtlich der Bilanzierung der Höhe nach zu beantworten29.


Die Grundlagen der handelsrechtlichen Buchführung und Jahresabschlusserstellung sind im Dritten Buch des HGB niedergelegt. Dabei enthalten die §§ 238–263 HGB Vorschriften für alle Kaufleute, die §§ 264–335b HGB ergänzende Vorschriften für Kapitalgesellschaften, die §§ 336–339 HGB ergänzende Vorschriften für eingetragene Genossenschaften sowie die §§ 340–341p HGB für Kreditinstitute und Versicherungen.


Die Pflicht zur Führung von Handelsbüchern und zur Aufstellung eines Jahresabschlusses ergibt sich aus den §§ 238 Abs. 1 Satz 1 und 242 Abs. 1 Satz 1 HGB.


Der Jahresabschluss umfasst nach § 242 Abs. 3 HGB zwingend die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung. Nach § 264 Abs. 1 Satz 1 HGB haben Kapitalgesellschaften „(…) den Jahresabschluss (§ 242) um einen Anhang zu erweitern, der mit der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung eine Einheit bildet, sowie einen Lagebericht aufzustellen“30.


Kapitalmarktorientierte31 Kapitalgesellschaften, die nicht zur Aufstellung eines Konzernabschlusses verpflichtet sind, müssen gem. § 264 Abs. 1 Satz 2 HGB zusätzlich eine Kapitalflussrechnung und einen Eigenkapitalspiegel erstellen. Auf freiwilliger Basis können sie den „(…) Jahresabschluss um eine Segmentberichterstattung erweitern.“ Von den drei Letztgenannten wird aufgrund der inhaltlichen Nähe zum Konzernabschluss, der nicht Gegenstand dieser Arbeit ist, abstrahiert.


1.2  Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung


Maßgebende Bedeutung im Rahmen der Führung der Handelsbücher und der Erstellung des Jahresabschlusses kommt den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung, GoB, zu. Für alle Kaufleute gilt die Generalnorm des § 238 Abs. 1 HGB, nach der die Handelsbücher nach den GoB zu führen sind. Gleiches gilt für den Jahresabschluss, bei dessen Aufstellung nach § 243 Abs. 1 HGB ebenfalls die GoB zu beachten sind32. Ergänzend dazu enthält § 264 Abs. 2 Satz 1 HGB diese Vorschrift für Kapitalgesellschaften, deren Abschluss „(…) ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage (…)“ vermitteln soll.


Eine abschließende gesetzliche Definition des Begriffs der GoB enthält das HGB trotz der mehrfachen Verweise nicht33. Grundsätzlich lassen sie sich als allgemein anerkannte Rechnungslegungsvorschriften verstehen34, die rechtsformneutral und größenunabhängig anzuwenden sind35. Sie können durch Rechtsprechung, Fachvertreter und Kaufleute laufend weiterentwickelt und an aktuelle Gegebenheiten angepasst werden36. Dies ist insbesondere sinnvoll, da die detaillierte Regelung aller Einzelsachverhalte nicht zweckmäßig oder sogar unmöglich ist. Die GoB haben somit eine ergänzende Funktion, indem sie an geeigneter Stelle gesetzliche Regelungen durch Interpretation konkretisieren.


Die GoB sind nur teilweise in den §§ 238 bis 256a HGB gesetzlich kodifiziert37. Daher und aufgrund der stetigen Veränderungen, der teilweisen Überschneidungen und gegenläufigen Anforderungen der Prinzipien besteht keine einheitliche Systematisierung aller GoB38.


Die folgende Abbildung 1 gibt die wichtigsten Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und deren Verbindungen wieder. Die Darstellung orientiert sich an der von Leffson vorgenommenen Systematisierung39.


Leffson unterscheidet nach oberen und unteren Grundsätzen. Die oberen Grundsätze stellen allgemeine Anforderungen dar, aus denen im Rahmen der unteren Grundsätze konkretisierende Regelungen zur Buchführung, zur Inventur und zum Jahresabschluss abgeleitet werden.


Die oberen Grundsätze unterteilt Leffson in die Rahmengrundsätze, die ergänzenden Grundsätze sowie die Abgrenzungsgrundsätze. Zu den Rahmengrundsätzen zählen der Grundsatz der Richtigkeit und Willkürfreiheit, der Grundsatz der Klarheit sowie der Grundsatz der Vollständigkeit. Als ergänzende Grundsätze nennt Leffson das Vorsichtsprinzip sowie den Grundsatz der Stetigkeit. Das Realisationsprinzip, das Imparitätsprinzip sowie der Grundsatz der Abgrenzung der Sache und der Zeit nach stellen die Abgrenzungsgrundsätze dar40.


Auf diese und die daraus abgeleiteten unteren Grundsätze wird im Folgenden näher eingegangen.
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Abbildung 1: Das System der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung nach Leffson





Der Grundsatz der Richtigkeit und Willkürfreiheit der Buchführung ist in § 239 Abs. 2 HGB kodifiziert und gilt folgerichtig auch für den aus der Buchführung abgeleiteten Jahresabschluss41. Demnach dürfen nur tatsächliche Geschäftsvorfälle verbucht werden42. Diese sind der Realität entsprechend abzubilden43.


Der Grundsatz der Klarheit und Übersichtlichkeit des § 243 Abs. 2 HGB ist auf die äußere Form und die Darstellung des Jahresabschlusses gerichtet44. Die Positionen sind sachlich zutreffend zu bezeichnen sowie verständlich und eindeutig zu gliedern45. Für den Anhang und den Lagebericht gilt die Forderung nach Klarheit und Übersichtlichkeit insbesondere hinsichtlich der Struktur der Erläuterungen46.


Als diesen Grundsatz ergänzend sind der Grundsatz der Einzelbewertung des § 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB sowie das Saldierungsverbot für Vermögen und Schulden bzw. Aufwendungen und Erträge nach § 246 Abs. 2 Satz 1 HGB anzusehen47.


Der Grundsatz der Vollständigkeit der §§ 239 Abs. 2 und 246 Abs. 1 HGB fordert die lückenlose Buchung aller Geschäftsvorfälle und die Erfassung sämtlicher Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten sowie Aufwendungen und Erträge im Jahresabschluss unter der Voraussetzung, dass der Gesetzgeber keine anderweitige Regelung vorsieht48. Auch im Rahmen des Vollständigkeitsprinzips wirkt das Saldierungsverbot für Vermögen und Schulden sowie Aufwendungen und Erträge des § 246 Abs. 2 Satz 1 HGB ergänzend49.


Ebenso steht das Prinzip des wirtschaftlichen Eigentums des § 246 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1 HGB im Zusammenhang mit dem Vollständigkeitsgebot. So sind Vermögensgegenstände grundsätzlich in der Bilanz des Eigentümers zu erfassen, es sei denn, sie sind ihm wirtschaftlich nicht zuzuordnen. In dem Fall hat die Erfassung gem. § 246 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 2 HGB beim wirtschaftlichen Eigentümer zu erfolgen. Schulden sind nach § 246 Abs. 1 Satz 3 HGB in der Bilanz des Schuldners aufzunehmen.


Ebenfalls aus dem Vollständigkeitsprinzip abgeleitet ist das Wertaufhellungsgebot des § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB. Nach diesem sind Informationen, insbesondere Risiken und Verluste, die bis zur Aufstellung des Jahresabschlusses bekannt werden und die abgelaufene Rechnungslegungsperiode betreffen, zu berücksichtigen50.


Auch der Grundsatz der formellen Bilanzkontinuität des § 252 Abs. 1 Nr. 1 HGB, nach dem die Eröffnungs- mit der Schlussbilanz der Vorperiode übereinstimmen muss, ist als Ausfluss des Vollständigkeitsgebots anzusehen51.


Darüber hinaus ist auch das Stichtagsprinzip mit dem Grundsatz der Vollständigkeit verbunden52. So ist der letzte Tag eines Geschäftsjahres, der Bilanzstichtag, zeitlicher Maßstab für die Bilanzierung und die Bewertung von Vermögensgegenständen, Schulden und Rechnungsabgrenzungsposten53.


Die Grundsätze der Vollständigkeit und der Richtigkeit bilden zusammen den Grundsatz der Bilanzwahrheit54.


Das im deutschen Handelsrecht gewichtige Vorsichtsprinzip des § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB stellt den ersten der die Rahmengrundsätze ergänzenden Grundsätze dar. Danach sind Vermögensgegenstände und Schulden vorsichtig zu bewerten. Der Jahresabschluss muss so aufgestellt werden, dass er im Zweifelsfall eher ein zu negatives als ein zu positives Bild der Situation eines Unternehmens widerspiegelt55.


Trotzdem muss das Vorsichtsprinzip im Einklang mit den Grundsätzen der Bilanzwahrheit und -klarheit stehen und darf nicht zur vorsätzlichen Bildung stiller Reserven genutzt werden56.


Die Grundsätze der Ansatz- und der Bewertungsstetigkeit der §§ 246 Abs. 3 Satz 1 bzw. 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB als weitere ergänzende Grundsätze schreiben für sämtliche Vermögensgegenstände und Schulden die Beibehaltung der auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewandten Ansatz- bzw. Bewertungsmethoden vor57.


Als Abgrenzungsgrundsätze sind




	das Imparitätsprinzip und







	das Realisationsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) sowie







	der Grundsatz der Abgrenzung der Sache und der Zeit nach (§ 252 Abs. 1 Nr. 5 HGB)





kodifiziert.


Durch das Imparitäts- in Verbindung mit dem Realisationsprinzip, die beide aus dem Grundsatz der Vorsicht abzuleiten sind58, werden Gewinne und Verluste unterschiedlich behandelt. Alle vorhersehbaren Risiken und Verluste, die bis zum Abschlussstichtag entstanden sind, sind im Jahresabschluss zu berücksichtigen. Hiermit verbunden ist die Anwendung des Niederstwertprinzips nach § 253 Abs. 3 und 4 HGB59. Gewinne hingegen dürfen erst dann ausgewiesen werden, wenn sie tatsächlich realisiert sind. In diesem Zusammenhang steht die zwingende Beachtung des Anschaffungs- bzw. Herstellungskostenprinzips des § 253 Abs. 1 Satz 1 HGB60.


Ebenfalls aus dem Realisationsprinzip, in Zusammenwirken mit dem Grundsatz der Richtigkeit und Willkürfreiheit, abzuleiten61 ist der Grundsatz der Unternehmensfortführung des § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB, wonach bei der Bewertung nicht die Auflösung, sondern die Fortführung des Unternehmens zugrunde zu legen ist62.


Schließlich sind Grundsätze der Abgrenzung der Sache sowie der Zeit nach zu nennen. Unter dem Grundsatz der Abgrenzung der Sache nach ist zu verstehen, dass Aufwendungen den Erträgen gegenüberzustellen sind, für die sie erbracht wurden63. Der Grundsatz der Abgrenzung der Zeit nach besagt, dass die Aufwendungen und Erträge der Rechnungsperiode zuzuordnen sind, für die sie geleistet wurden64.


1.3  Aufstellungsbefreiungen und -erleichterungen


1.3.1  Vorbemerkungen und Statistik


Einzelne handelsrechtliche Vorschriften sind nur von Unternehmen bestimmter Rechtsformen oder Teilmengen davon anzuwenden.


Da dies Einfluss auf die Untersuchung jahresabschlusspolitischer Aktionsparameter und ihren zielgerichteten Einsatz hat, wird zunächst ein Überblick über die Zahl der Unternehmen in Deutschland sowie ihre Zuordnung zu einzelnen Rechtsformen gegeben.


Hierzu werden als Erstes die Daten der „Umsatzsteuerstatistik (Voranmeldungen) 2012“ des Statistischen Bundesamtes ausgewertet65.


In dieser Statistik waren für das Jahr 2012 3.250.319 Unternehmen ausgewiesen66.


Zahlenmäßig am stärksten vertreten war die Rechtsform des Einzelunternehmens. Im Jahr 2012 betrug ihre Zahl 2.217.15567. Dies entsprach einem Anteil von 68,2% an der Gesamtunternehmenszahl.


514.087 Unternehmen wurden in der Rechtsform einer GmbH, 12.110 Unternehmen in der Form einer UG und 8.037 Unternehmen in der Rechtsform einer AG (einschließlich KGaA, Europäischer Aktiengesellschaften und sonstiger Kapitalgesellschaften) geführt68. Somit existierten im Jahr 2012 insgesamt 534.234 Kapitalgesellschaften. Dies entsprach einem Anteil von 16,4% an der ausgewiesenen Gesamtzahl der Unternehmen. Die Kapitalgesellschaften stellten somit die zweitgrößte Rechtsformengruppe dar. Innerhalb dieser kam der Rechtsform der GmbH eine zahlenmäßig weitaus größere Bedeutung zu als den beiden anderen genannten.


Die Zahl der Offenen Handelsgesellschaften (einschließlich GmbH & Co. OHG und AG & Co. OHG) sowie der Kommanditgesellschaften (einschließlich GmbH & Co. KG und AG & Co. KG) wurde mit 16.713 bzw. 149.965 beziffert69. Unter Einbeziehung weiterer Ausprägungsformen der Personengesellschaft, insbesondere der Gesellschaften bürgerlichen Rechts, wurden im Jahr 2012 insgesamt 424.334 Unternehmen als solche geführt70. Dies entsprach einem Anteil an der Gesamtunternehmenszahl von 13,1%. Personengesellschaften waren folglich zahlenmäßig die drittgrößte Rechtsformengruppe in Deutschland. Innerhalb dieser war die Rechtsform der KG zahlenmäßig weit bedeutender als die der OHG.


Auf übrige Rechtsformen, wie beispielsweise Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, entfiel im Jahr 2012 ein Anteil von 2,3%71.


Als weitere Quelle zur Zahl der Unternehmen wird die aktuelle Veröffentlichung von Kornblum herangezogen, der jährlich eine Auswertung anhand der Eintragungen im Handelsregister durchführt72.


Zum Stichtag 1.1.2013 nennt Kornblum 1.098.222 Unternehmen, die in der Rechtsform der GmbH, 78.680 Unternehmen, die in der Rechtsform einer Unternehmergesellschaft und 16.894 Unternehmen, die als Aktiengesellschaften (einschließlich KGaA und Europäischer Aktiengesellschaften) geführt wurden. 25.526 Unternehmen waren als Offene Handelsgesellschaft sowie 245.727 als Kommanditgesellschaft eingetragen.


Erkennbar ist die deutlich höhere Zahl von Unternehmen in der Auswertung Kornblums gegenüber den Daten der Umsatzsteuerstatistik. Dies trifft sowohl auf die Kapitalgesellschaften als auch auf die Personengesellschaften zu73. Hierfür lassen sich mehrere Gründe nennen. Zum einen sind die Prämissen der Umsatzsteuerstatistik, insbesondere die Nichtberücksichtigung von Steuerpflichtigen mit einem jährlichen Umsatz von weniger als 17.500 € und solchen, die steuerfreie Umsätze tätigen, anzubringen. Zum anderen beruhen die Abweichungen darauf, dass Unternehmen nicht in der Umsatzsteuerstatistik erfasst sind, wenn sie in eine umsatzsteuerliche Organschaft eingebunden sind. Schließlich dürfte die Differenz auf sogenannte „Vorrats-Kapitalgesellschaften“ zurückführen sein.


Mit dem insgesamt deutlich höheren Ausweis von Kapital- und Personengesellschaften in der Statistik Kornblums muss zwangsläufig eine entsprechend höhere Gesamtzahl von Unternehmen in Deutschland verbunden sein. So kann trotz der zahlenmäßigen Abweichungen zwischen beiden Statistiken an den Tendenzaussagen festgehalten werden.


Geht man davon aus, dass sich die Verteilung zukünftig nicht signifikant ändern wird, gilt, dass die Rechtsform des Einzelunternehmens in Deutschland am weitesten verbreitet ist. Kapitalgesellschaften stellen ebenfalls eine bedeutende Gruppe dar. Dies gilt gleichermaßen für Personengesellschaften, sie sind zahlenmäßig allerdings am geringsten vertreten74.



1.3.2  Befreiungsvorschrift des § 241a HGB i. V. m. § 242 Abs. 4 HGB



Gemäß den §§ 238 Abs. 1 Satz 1 und 242 Abs. 1 Satz 1 HGB ist „jeder Kaufmann (…) verpflichtet, Bücher zu führen (…)“ und „(…) zu Beginn seines Handelsgewerbes und für den Schluss eines jeden Geschäftsjahres, einen das Verhältnis seines Vermögens und seiner Schulden darstellenden Abschluss (Eröffnungsbilanz, Bilanz) aufzustellen.“ Des Weiteren ist nach § 242 Abs. 2 HGB jeweils zum Geschäftsjahresschluss „(…) eine Gegenüberstellung der Aufwendungen und Erträge des Geschäftsjahres (Gewinn- und Verlustrechnung) aufzustellen.“ Zusammen bilden die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung nach § 242 Abs. 3 HGB den handelsrechtlichen Jahresabschluss.


Nach den §§ 241a Satz 1 und 242 Abs. 4 Satz 1 HGB brauchen „Einzelkaufleute75, die an den Abschlussstichtagen von zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren nicht mehr als 500.000 Euro Umsatzerlöse und 50.000 Euro Jahresüberschuss aufweisen, (…) die §§ 238 bis 241 [sowie § 242 Abs. 1 bis 3] nicht anzuwenden“76. Sie sind somit von der handelsrechtlichen Pflicht, Bücher zu führen und Jahresabschlüsse zu erstellen, befreit, können jedoch auf freiwilliger Basis einen an den handelsrechtlichen Normen orientierten Jahresabschluss erstellen77. Nehmen sie die Befreiungsvorschriften in Anspruch, haben sie für Zwecke der Besteuerung eine Einnahmen-Überschussrechnung gem. § 4 Abs. 3 EStG anzufertigen78.


Legt man die Angaben zur Zahl der Unternehmen der „Umsatzsteuerstatistik (Voranmeldungen) 2012“ des Statistischen Bundesamtes zugrunde, waren unter Anwendung der §§ 241a HGB i. V. m. 242 Abs. 4 HGB von den insgesamt 2.217.155 Einzelunternehmen 2.012.958 von der handelsrechtlichen Pflicht zur Buchführung und Jahresabschlusserstellung befreit79. Dies entsprach einem Anteil von 90,8% aller Einzelunternehmen bzw. 61,9% aller Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland.


Es ist davon auszugehen, dass sich die Zahl der Einzelunternehmen und ihr Verhältnis zur Gesamtunternehmenszahl auch in den kommenden Jahren nicht grundlegend ändern werden. So kann festgehalten werden, dass durch die Befreiungsvorschriften der §§ 241a HGB i. V. m. 242 Abs. 4 HGB der Großteil der Einzelunternehmen nicht zur handelsrechtlichen Buchführung und Jahresabschlusserstellung verpflichtet ist, diese jedoch freiwillig vornehmen kann.


1.3.3  Größenklassen für Kapitalgesellschaften und damit verbundene Aufstellungs-, Prüfungs- und Offenlegungserleichterungen


Für Kapitalgesellschaften ergibt sich eine generelle Pflicht zur Führung von Büchern und zur Aufstellung von Jahresabschlüssen aus § 264 Abs. 1 HGB. Befreiungsvorschriften wirken für sie nicht.


Bestimmte Erleichterungen für ihren Jahresabschluss ergeben sich allerdings durch die Zuordnung zu den Größenklassen des § 267 HGB bzw. zum Segment der Kleinstkapitalgesellschaften im Sinne des § 267a HGB80.


Anhand der Merkmale Bilanzsumme, Umsatzerlöse und durchschnittliche Arbeitnehmerzahl werden Kapitalgesellschaften entweder als kleine Kapitalgesellschaft nach § 267 Abs. 1 HGB, als mittelgroße Kapitalgesellschaft im Sinne des § 267 Abs. 2 HGB oder als große Kapitalgesellschaft gem. § 267 Abs. 3 HGB klassifiziert. Darüber hinaus benennt § 267a HGB das Segment der Kleinstkapitalgesellschaften, für die die Zuordnung ebenfalls anhand der o. g. Merkmale erfolgt.


Die jeweiligen Größenmerkmale, die für die Zuordnung zu einer bestimmten Klasse nicht überschritten werden dürfen, werden in Tabelle 1 dargestellt.











	 

	Bilanzsumme

	Umsatzerlöse

	Arbeitnehmer






	Kleinstkapitalgesellschaft

	≤ 350.000 €

	≤ 700.000 €

	≤ 10






	Kleine Kapitalgesellschaft

	≤ 4.840.000 €

	≤ 9.680.000 €

	≤ 50






	Mittelgroße Kapitalgesellschaft

	≤ 19.250.000 €

	≤ 38.500.000 €

	≤ 250






	Große Kapitalgesellschaff81

	> 19.250.000 €

	> 38.500.000 €

	> 250
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Tabelle 1: Zuordnung von Kapitalgesellschaften





Für Kleinstkapitalgesellschaften im Sinne des § 267a HGB gelten als Höchstgrenzen demnach eine Bilanzsumme von 350.000 €, Umsatzerlöse von 700.000 € bzw. eine durchschnittliche Arbeitnehmerzahl von 10. Kleine Kapitalgesellschaften nach § 267 Abs. 1 HGB dürfen eine Bilanzsumme von 4.840.000 €, Umsatzerlöse von 9.680.000 € bzw. eine durchschnittliche Arbeitnehmerzahl von 50 nicht überschreiten. Als mittelgroße Kapitalgesellschaften gelten solche Unternehmen, deren Bilanzsumme nicht mehr als 19.250.000 € bzw. deren Umsatzerlöse nicht mehr als 38.500.000 € betragen bzw. die durchschnittlich nicht mehr als 250 Arbeitnehmer beschäftigen. Kapitalgesellschaften, die die genannten Größen überschreiten, sind schließlich als große Kapitalgesellschaften zu klassifizieren. Nach § 267 Abs. 4 Satz 1 HGB bzw. § 267a Abs. 2 Satz 3 i. V. m. § 267 Abs. 4 Satz 1 HGB müssen mindestens zwei der drei genannten Merkmale jeweils an den Abschlussstichtagen zweier aufeinander folgender Geschäftsjahre erfüllt sein, um die entsprechenden Rechtsfolgen eintreten zu lassen82.


Auf der Basis der Daten der „Umsatzsteuerstatistik (Voranmeldungen) 2012“ des Statistischen Bundesamtes wird nun ein Überblick über die Zuordnung der Kapitalgesellschaften zu den einzelnen Größenklassen vorgenommen83.


Von den insgesamt ausgewiesenen 534.234 Kapitalgesellschaften waren 287.157 Unternehmen der Gruppe der Kleinstkapitalgesellschaften zuzuordnen84. Dies entsprach einem Anteil von 53,8% an der Gesamtzahl der Kapitalgesellschaften. Der Gruppe der kleinen Kapitalgesellschaften gehörten nach dieser Statistik 221.307 Unternehmen an85. Sie bildeten mit 41,4% die zweitgrößte Gruppe. Als mittelgroße Kapitalgesellschaften waren lediglich 19.751 Unternehmen bzw. 3,7% und als große Kapitalgesellschaften 6.019 Unternehmen bzw. 1,1% zu klassifizieren86.


Anhand dieser Daten und unter der Annahme, dass sich dieses Verhältnis zukünftig nicht grundlegend ändern wird, kann festgehalten werden, dass die Kleinstkapitalgesellschaften und die kleinen Kapitalgesellschaften mit einem Anteil von zusammen 95,2% die mit Abstand größte Gruppe der Kapitalgesellschaften darstellen. So ist es für einen Großteil der Kapitalgesellschaften möglich, größenabhängige Erleichterungsvorschriften zu nutzen.


Diese sind insbesondere




	§ 264 Abs. 1 Satz 4 Halbs. 1 HGB, nach dem kleine Kapitalgesellschaften keinen Lagebericht aufzustellen brauchen87,







	§ 264 Abs. 1 Satz 4 Halbs. 2 HGB, gemäß dem kleine Kapitalgesellschaften den Jahresabschluss innerhalb von sechs Monaten nach Geschäftsjahresschluss aufstellen dürfen, wenn dies einem ordnungsgemäßen Geschäftsgang entspricht,







	§ 264 Abs. 1 Satz 5 HGB, nach dem Kleinstkapitalgesellschaften im Sinne des § 267a HGB den Jahresabschluss nicht um einen Anhang zu erweitern brauchen, wenn sie bestimmte Angaben (insbesondere zu Haftungsverhältnissen, zu gewährten Vorschüssen bzw. Krediten an Geschäftsführungsorgane etc. sowie zum Bestand an eigenen Aktien der Gesellschaft) unter der Bilanz angeben,







	
§ 266 Abs. 1 Satz 3 HGB, der regelt, dass kleine Kapitalgesellschaften nur eine verkürzte Bilanz aufzustellen brauchen, in die nur die in den Absätzen 2 und 3 mit Buchstaben und römischen Zahlen bezeichneten Posten gesondert und in der vorgeschriebenen Reihenfolge aufgenommen werden88,







	§ 266 Abs. 1 Satz 4 HGB, aus dem sich ergibt, dass Kleinstkapitalgesellschaften nur eine verkürzte Bilanz aufzustellen brauchen, in der nur die in den Absätzen 2 und 3 mit Buchstaben bezeichneten Posten gesondert und in der vorgeschriebenen Reihenfolge aufgenommen werden,







	§ 274a HGB, nach dem kleine Kapitalgesellschaften von der Anwendung der Vorschriften gem. § 268 Abs. 2 HGB (Aufstellung eines Anlagengitters)89, § 268 Abs. 4 Satz 2 (Erläuterung bestimmter Forderungen im Anhang), § 268 Abs. 5 Satz 3 (Erläuterung bestimmter Verbindlichkeiten im Anhang) und § 268 Abs. 6 (Rechnungsabgrenzungsposten gem. § 250 Abs. 3 HGB) sowie gem. § 274 HGB (Steuerabgrenzung) befreit sind,







	§ 275 Abs. 5 HGB, der besagt, dass Kleinstkapitalgesellschaften nur eine verkürzte Gewinn- und Verlustrechnung erstellen müssen,







	§ 276 Satz 1 HGB, gemäß dem kleine und mittelgroße Kapitalgesellschaften die Posten nach § 275 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 bzw. nach Abs. 3 Nr. 1 bis 3 und 6 zu einem Posten unter „Rohergebnis“ zusammenfassen dürfen90,







	§ 276 Satz 2 HGB, der kleinen Kapitalgesellschaften gestattet, die in § 277 Abs. 4 Satz 2 und 3 verlangten Erläuterungen zu den Posten „außerordentliche Erträge“ und „außerordentliche Aufwendungen“ nicht zu machen,







	§ 288 Abs. 1 HGB, nach dem kleine Kapitalgesellschaften die Angaben nach § 284 Abs. 2 Nr. 4 (Angabe von Unterschiedsbeträgen bei der Anwendung von Bewertungsvereinfachungsverfahren), § 285 Nr. 2 (Aufgliederung von Verbindlichkeiten), Nr. 3 (Angaben zur Art, zum Zweck und zu Risiken von nicht in der Bilanz enthaltenen Geschäften), Nr. 4 (Aufgliederung der Umsatzerlöse), Nr. 6 (Angaben zur Ertragsteuerbelastung), Nr. 7 (Angaben zur Zahl der Arbeitnehmer), Nr. 8a) (Angaben zum Materialaufwand), Nr. 9 Buchstaben a) und b) (Angaben zu Bezügen), Nr. 12 (Angaben zu Rückstellungen von nicht unerheblichem Umfang), Nr. 17 (Angaben zum Abschlussprüferhonorar), Nr. 19 (Angaben zu derivativen Finanzinstrumenten), Nr. 21 (Angaben zu Geschäften mit nahe stehenden Personen), Nr. 22 (Angaben zum Gesamtbetrag der Forschungs- und Entwicklungskosten) und Nr. 29 (Angaben zu latenten Steuern) nicht zu machen brauchen,







	§ 288 Abs. 2 HGB, der mittelgroßen Kapitalgesellschaften erlaubt, bei der Angabe nach § 285 Nr. 3 die Risiken und Vorteile nicht darzustellen und die Angaben nach § 285 Nr. 4 (Angabe von Unterschiedsbeträgen bei der Anwendung von Bewertungsvereinfachungsverfahren) und 29 (Angaben zu latenten Steuern) nicht zu machen. Soweit sie die Angaben nach § 285 Nr. 17 (Angaben zum Abschlussprüferhonorar) nicht machen, sind sie verpflichtet, diese der Wirtschaftsprüferkammer auf deren schriftliche Anforderung zu übermitteln. Angaben nach § 285 Nr. 21 HGB (Angaben zu Geschäften mit nahe stehenden Personen) müssen nur von mittelgroßen Aktiengesellschaften gemacht werden,







	§ 316 Abs. 1 Satz 1 HGB, nach dem kleine Kapitalgesellschaften von der Pflicht, ihren Jahresabschluss durch einen Abschlussprüfer prüfen zu lassen, befreit sind,







	§ 326 Abs. 1 HGB, gemäß dem kleine Kapitalgesellschaften lediglich die Bilanz und den Anhang, nicht jedoch die Gewinn- und Verlustrechnung offenlegen müssen. Nach Satz 2 dieser Norm braucht der Anhang die die Gewinnund Verlustrechnung betreffenden Angaben nicht zu enthalten91,







	§ 326 Abs. 2 HGB, aufgrund dessen Kleinstkapitalgesellschaften ihre Offenlegungspflicht durch die dauerhafte Hinterlegung ihrer Bilanz in elektronischer Form beim Betreiber des Bundesanzeigers erfüllen können sowie







	§ 327 HGB, nach dem mittelgroße Kapitalgesellschaften die Bilanz nur in der für kleine Kapitalgesellschaften vorgeschriebenen Form beim Betreiber des elektronischen Bundesanzeigers einreichen müssen, wenn Angaben nach Satz 2 dieser Norm im Anhang angegeben werden92.





Es sei darauf hingewiesen, dass neben den Erleichterungsvorschriften für Kleinstkapitalgesellschaften von diesen gem. § 267a Abs. 2 HGB auch grundsätzlich jene nutzbar sind, die für kleine Kapitalgesellschaften gelten.


1.4  Das Verhältnis von Handels- und Steuerbilanz


Auch nach der Bilanzrechtsmodernisierung93 stellt die Handelsbilanz die Grundlage für die steuerliche Gewinnermittlung dar94. So ist nach dem Maßgeblichkeitsgrundsatz des § 5 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 EStG steuerlich „(…) das Betriebsvermögen anzusetzen, das nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung auszuweisen ist.“


Es gilt, dass handelsrechtliche Aktivierungs- und Passivierungsgebote zu steuerlichen Aktivierungs- und Passivierungsgeboten führen95. Handelsrechtliche Aktivierungs- und Passivierungsverbote führen zu steuerlichen Aktivierungs- und Passivierungsverboten96. Für Wahlrechte97 gilt, dass handelsrechtliche Aktivierungswahlrechte zur steuerlichen Aktivierungspflicht führen; handelsrechtliche Passivierungswahlrechte hingegen zu steuerlichen Passivierungsverboten98. Soweit allerdings eine vom Handelsrecht abweichende, explizite steuerliche Aktivierungs- bzw. Passivierungsnorm besteht, ist diese zwingend zu befolgen99. In diesem Fall wird der Maßgeblichkeitsgrundsatz des § 5 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 EStG durchbrochen.
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